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Wiederholungsfall:

X stellt Holzspieleisenbahnen her. M kauft bei dem Händler H für 

seinen dreijährigen Sohn S eine solche Bahn. Bei dieser Bahn 

steht eine Nagelspitze hervor, an welcher sich S verletzt. H 

bringt vor, dass es mit diesen Bahnen noch nie Probleme gab 

und er deshalb die Verpackung nicht geöffnet hat. X bringt vor, 

dass das unerklärlich sei; andere Bahnen weisen diesen Defekt 

nicht auf. Hat S gegen H oder X Anspruch auf Schadensersatz?

A. S gegen H auf Schadensersatz aus

I. §§ 280 Abs. 1, 437 Nr. 3 iVm VSD

(-), da jedenfalls kein Verschulden (Exkulpation)

II. § 823 Abs. 1 (-), s.o.
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B. S gegen X auf Schadensersatz aus

I. §§ 280 Abs. 1, 437 Nr. 3 iVm VSD

(-), jedenfalls keine Gläubigernähe

II. § 1 Abs. 1 S. 1 ProdHaftG

→ Anwendbarkeit (+)

→ Rechtsgutsverletzung (+), Körper/Gesundheit des S

→ Produkt (+), die Bahn als bewegliche Sache (vgl. § 2)

→ Fehler (+), nicht die erforderliche Sicherheit (vgl. § 3)

→ Haftungsbegründende Kausalität (+)

→ X = Hersteller (+)

→ Kein Ausschluss (+)

=> Anspruch (+) (Zur Ersatzfähigkeit vgl. § 8; zum Mitverschulden 

vgl. § 6)
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III.§ 823 Abs. 1 

… (+) (insbesondere keine ausreichende Exkulpation)

Ergebnis: S hat gegen X Anspruch auf Schadensersatz.

Wiederholungsfragen:

A. Wie ist § 831 zu prüfen?

B. Was sind die wesentlichen Unterschiede zwischen der 

Produkt- und der Produtzentenhaftung?
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Zulässigkeitsprüfung einer allgemeinen Leistungsklage

Zivilrechtsweg (§§ 13, 17 GVG)

Sachliche Zuständigkeit (§§ 23 ff, 71 GVG)

Örtliche Zuständigkeit (§§ 12 ff ZPO)

Parteifähigkeit (§ 50 ZPO)

Prozessfähigkeit (§§ 51 ff ZPO)

Prozessführungsbefugnis (§ 51 ZPO)

(Postulationsfähigkeit, § 78 ZPO)

Keine anderweitige Rechtshängigkeit (§ 261 ZPO)

Keine entgegenstehende Rechtskraft (§ 322 ZPO)

Rechtsschutzbedürfnis (§ 256 ZPO)

Ordnungsgemäße Klageerhebung (§ 253 ZPO)
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Fall 7:

1. Teil: Klage des K

A. Zulässigkeit der Klage

(+), insb. ist K auch prozessführungsbefugt, weil er ein 

eigenes – abgetretenes – Recht geltend macht

B. Begründetheit der Klage

(+), wenn K der aus abgetretenem Recht geltend 

gemachte Schmerzensgeldanspruch gegen B zusteht

I. § 823 Abs. 1 BGB iVm § 398 S. 1 BGB

1. Einigung über die Abtretung zwischen K und F (+)

2. Kein Ausschluss (+)

3. Berechtigung

(+), wenn F = Anspruchsinhaberin
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→ Haftungsbegründender Tatbestand

a) Rechts- oder Rechtsgutsverletzung

→ Gesundheit?

Problem: Hier liegt sog. Schockschaden vor

E.A.: Stets Gesundheitsschädigung (+)

Arg. – Gesundheitsbeeinträchtigung ist 

Gesundheitsbeeinträchtigung, egal wie

(Diese Ansicht nimmt meist eine Einschränk-

ung dann aber bei der haftungsbegründen-

den Kausalität bzw. Zurechnung vor)

A.A.: Es muss hier bereits eingeschränkt werden

Arg. – Es muss einer uferlosen Haftung für 

solche Fälle entgegengetreten werden
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→ d.h. nur (+), wenn

- Erhebliche Beeinträchtigung   und

- Naher Angehöriger    und

- Verständlicher Anlass

→ Hier Depressionen bei Beobachtung des Todes des 

Ehemannes (+)

b) Verhalten des B (+)

c) Haftungsbegründende Kausalität (+)

d) Rechtswidrigkeit (+)

e) Verschulden (+)

f) Ausschluss nach § 105 Abs. 1 SGB VII

(-), kein Versicherungsfall, wenn es um den 

Schockschaden eines nahen Angehörigen geht
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→ Haftungsausfüllender Tatbestand 

a) Ersatzfähiger Schaden

(+), nach § 253 Abs. 2 BGB

b) Haftungsausfüllende Kausalität (+)

c) Mitverschulden

aa) Eigenes Mitverschulden der F

(+), nach § 254 BGB

bb) Mitverschulden des Mannes

(1) nach § 846 BGB analog

(-), da F nicht mittelbar, sondern 

unmittelbar geschädigt

(2) nach § 254 BGB analog
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(+), Ersatz für den Schockschaden gibt es für F 

nur aufgrund der besonderen Nähe zu M; 

daher muss aufgrund dieser Nähe auch 

sein Mitverschulden Berücksichtigung 

finden

=> Schadensersatzanspruch (+), aber um das 

Mitverschulden von F und M gekürzt

I. § 823 Abs. 2 BGB iVm § 229 StGB iVm § 398 S. 1 BGB

(+), aber ebenfalls um das Mitverschulden von F und M 

gekürzt

Ergebnis: B wird zur Zahlung eines angemessenen 

Schmerzensgeldes unter Berücksichtigung des 

Mitverschuldens von F und M verurteilt.
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2. Teil: Widerklage des B

A. Zulässigkeit der Widerklage

I. Gem. § 33 ZPO zulässig?

→ Grds. unzulässig, wenn ausschließlich gegen 

unbeteiligten Dritten gerichtet

(sog. isolierte Drittwiderklage)

→ Hier aber zulässig, wegen der tatsächlichen und 

rechtlichen engen Verknüpfung

II. Örtliche Zuständigkeit des LG Göttingen nach § 32 ZPO

(+)

III.  § 263, 2. Alt. ZPO analog

(+), hier sachdienlich

=> Die Widerklage ist zulässig
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B. Begründetheit der Widerklage

(+), F haftet dem B im Umfang ihrer Haftungsquote auf 

Zahlung eines angemessenen Schmerzensgeldes aus    

§ 823 Abs. 1 bzw. § 823 Abs. 2 BGB iVm § 229 StGB

Ergebnis:F wird zur Zahlung eines angemessenen 

Schmerzensgeldes verurteilt.
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Ende


